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Das Tempo an Rechtsjnderungen im Handelsbilanzrecht hat in den letzten Jahren er-
heblich zugenommen: Das BilMoG 2009 war eine große Reform, der drei Jahre spjter
mit dem MicroBilG 2012 eine eher kleine (aber mit bedeutenden Wirkungen!) folgte,
und nun liegt mit dem Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetz (BilRUG) eine vielleicht als
„mittel“ zu bezeichnende Rechtsjnderung vor. Doch was heißt das schon, wenn der Bi-
lanzierende, sein Berater oder AbschlussprÅfer sowie die Heerscharen an Berichtsemp-
fjnger nicht wissen, „was genau“ sich „wie“ gejndert hat? Beschjftigen muss man
sich mit den „Reformen“, mit den onderungen, und allein das hat einen gewissen Ljs-
tigkeitswert.

Hier zu helfen ist das Anliegen dieses Buches. Der Leser soll

" schnell erfassen, was sich gejndert hat, um zu einer zÅgigen Einschjtzung der eige-
nen „Betroffenheit“ vom BilRUG zu gelangen und

" weitergehend, wenn Betroffenheit vorliegt, auch erfahren, was nun zu tun ist oder
getan werden kÇnnte.

Um diese Ziele zu erreichen, habe ich eine knappe systematische Zusammenfassung
an den Anfang gestellt (Teil A), die der Einordnung des BilRUG und der Abschjtzung der
eigenen Betroffenheit dient. Sodann folgen – ab Teil B – in AuszÅgen die „konsolidier-
ten“ Textfassungen des HGB (3. Buch), AktG und GmbHG nebst ihrer EinfÅhrungsgeset-
ze. Dabei sind vom BilRUG gejnderte Absjtze grau unterlegt, aufgehobene Passagen
durchgestrichen (aber lesbar) dargestellt sowie neue Gesetzestexte in Fettdruck hervor-
gehoben. Es folgt zu jedem §§ die GesetzesbegrÅndung aus dem Regierungsentwurf (zi-
tiert nach Bundesrats-Drucksache 23/15 v. 23. 1. 15) und ggf, soweit vorhanden, Be-
schlussempfehlung und Bericht des Ausschusses fÅr Recht und Verbraucherschutz (6.
Ausschuss) (zitiert nach Bundestags-Drucksache 18/5256 v. 17. 6. 2015). Schließlich
habe ich die gejnderten HGB-Vorschriften zum Jahres- und Konzernabschluss und zum
Lage- und Konzernlagebericht unter Auswertung der bis zum 10. August 2015 erschie-
nenen Literatur kommentiert. Hier kam es mir darauf an, die (mÇglichen) Konsequen-
zen der onderungen deutlich zu machen. Im Anhang ist schließlich die Bilanzrichtlinie
abgedruckt.

An der Erstellung der konsolidierten Textfassung, der Zuordnung der Drucksachen und
an der Literaturauswahl haben meine studentischen Hilfskrjfte, Frau Claudia Kettler
und Frau Sonja Hundstock, mitgewirkt. Meine wissenschaftliche Mitarbeiterin, Frau Ka-



rin Goy, M.A., hat die Qualitjtskontrolle besorgt und mich vor unsauberen Formulierun-
gen bewahrt. Ihnen allen ein großes DankeschÇn.

Bedanken mÇchte ich mich auch bei den vielen Gesprjchspartnern aus Verwaltung,
Wissenschaft und Praxis, mit denen ich Detailfragen des BilRUG erÇrtern konnte. Ohne
diesen Input wjre das vorliegende Buch nicht entstanden.

Nun hoffe ich, dass das Buch seine Ziele erreicht und dem Leser Nutzen stiftet, den Ljs-
tigkeitswert der Bilanzreform also verkleinert und schnelle sowie kompetente Hilfe
beim Umgang mit den neuen Vorschriften bietet. Verbliebene Fehler in der Kommen-
tierung gehen zu meinen Lasten, Anregungen nehme ich gerne entgegen.

Bochum, im August 2015 Carsten Theile
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Teil A – Systematische Zusammenfassung

1. Ausgangslage: Bilanzrichtlinie 2013
Seit dem Bilanzrichtliniengesetz 1985 waren

" die sog. 4. EG-Richtlinie (zum Jahresabschluss) und

" die sog. 7. EG-Richtlinie (zum Konzernabschluss)

das Maß aller Dinge im HGB-Bilanzrecht: Nur im Rahmen dessen, was diese
beiden Richtlinien vorschrieben oder erlaubten – einschließlich der zahlreichen
ynderungen, die diese Richtlinien im Laufe der Zeit erfahren haben –, konnten
die Rechtsvorschriften des HGB fÅr den Jahres- und Konzernabschluss von Ka-
pitalgesellschaften (& Co.) bewegt werden. Nun sind diese beiden Richtlinien
aber Geschichte: Die EU hat sie aufgehoben und in 2013 ersetzt durch die sog.
Bilanzrichtlinie.

RICHTLINIE 2013/34/EU DES EUROPyISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 26. Juni 2013 Åber den Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und
damit verbundene Berichte von Unternehmen bestimmter Rechtsformen und
zur ynderung der Richtlinie 2006/43/EG des Europsischen Parlaments und des
Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des
Rates, in ABl. L 182/19 v. 29. 6. 2013, in Kraft getreten am 19. Juli 2013.

Die Bilanzrichtlinie fasst die wesentlichen Inhalte der Jahres- und der Konzern-
abschlussrichtlinie zusammen. Enthalten in der Bilanzrichtlinie ist damit auch
die letzte wesentliche ynderung der Jahresabschlussrichtlinie durch die EU-Mi-
cro-Richtlinie (Richtlinie 2012/6/EU) vom 14. Msrz 2012 (hierzu und zur
Rechtsentwicklung in der EU ausfÅhrlich Theile, Jahresabschluss der Klein- und
Kleinstkapitalgesellschaften, 1. Auflage 2013).

Die inhaltlichen Bestimmungen der Bilanzrichtlinie richten sich unversndert
an

" Kapitalgesellschaften und

" haftungsbeschrsnkte Personenhandelsgesellschaften (z. B. GmbH & Co. KG)

der Mitgliedstaaten. „Damit liegt auf EU-Ebene nun erstmals seit mehr als
30 Jahren ein einheitliches Regelwerk zur Rechnungslegung vor, das sich so-
wohl mit dem Einzel- als auch mit dem Konzernabschluss befasst.“ (Zwirner,
StuB 2014, S. 315).

Die neue Bilanzrichtlinie ist allerdings erheblich anders gegliedert als ihre bei-
den Vorgsngerrichtlinien. Nach der politischen Leitlinie „Vorfahrt fÅr KMU“

1. Ausgangslage: Bilanzrichtlinie 2013
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(„think small first“, Erwsgungsgrund 1 der Bilanzrichtlinie) werden regelmsßig
zunschst die von ssmtlichen Kapitalgesellschaften (& Co.), unabhsngig ihrer
GrÇße, einschlsgigen Vorschriften genannt. Sodann und gewissermaßen „an-
gedockt“ folgen die zusstzlichen Anforderungen fÅr mittelgroße und große Ka-
pitalgesellschaften (& Co.). DarÅber hinaus werden die wesentlichen Anhang-
angabepflichten fÅr den Konzernabschluss Åber eine Verweistechnik auf die
entsprechenden Angabepflichten fÅr den Jahresabschluss genannt. Das er-
leichtert den Umgang mit den Bestimmungen.

Nachfolgend die Gliederung der Bilanzrichtlinie (entnommen aus Zwirner,
StuB 2014, S. 316):

pbersicht: Struktur der neuen EU-Rechnungslegungsrichtlinie 2013/34/EU
vom 26. 6. 2013

Kapitel (Artikel) Beschreibung

1 (Art. 1 bis 3) Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen und Rechts-
formen von Unternehmen und Gruppen

2 (Art. 4 bis 8) Allgemeine Bestimmungen und Grundsstze

3 (Art. 9 bis 14) Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung

4 (Art. 15 bis 18) Anhang

5 (Art. 19 und 20) Lagebericht

6 (Art. 21 bis 29) Konsolidierte AbschlÅsse und Berichte

7 (Art. 30 bis 33) Offenlegung

8 (Art. 34 und 35) AbschlussprÅfung

9 (Art. 36 bis 40) Vorschriften Åber Befreiungen und Einschrsnkungen der
Befreiungen

10 (Art. 41 bis 48) Bericht Åber Zahlungen an staatliche Stellen

11 (Art. 49 bis 55) Schlussbestimmungen

Den 11 Kapiteln der Richtlinie folgen noch sieben Anhsnge: Anhang I und II
listen die in den EU-Lsndern von der Richtlinie betroffenen Kapitalgesellschaf-
ten (& Co.). Anhang III und IV enthalten die Gliederungsformate der Bilanz
(horizontal und vertikal), Anhang V und VI die Gliederungsformate der Ge-
winn- und Verlustrechnung (Gesamtkosten- und Umsatzkostenverfahren). An-
hang VII stellt die bisherigen Regelungen der 4. und 7. Richtlinie jenen der Bi-
lanzrichtlinie gegenÅber.
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GegenÅber der 4. und 7. EG-Richtlinie gibt es im Detail zahlreiche inhaltliche
ynderungen. Hier kÇnnen folgende wesentliche Punkte hervorgehoben wer-
den:

" Angabebegrenzung: Von kleinen Kapitalgesellschaften (& Co.) dÅrfen die
Mitgliedstaaten keine Åber die Richtlinie hinausgehenden Angaben fordern
mit Ausnahme von aus dem nationalen Steuerrecht resultierenden Anga-
bepflichten (Art. 4 Abs. 5, 6 der Bilanzrichtlinie),

" Wegfall zahlreicher Angabepflichten fÅr kleine Kapitalgesellschaften
(& Co.), geringer Anstieg der Angabepflichten ab Mittelformat,

" Anhebung der Schwellenwerte fÅr die Einstufung der Kapitalgesellschaften
in ihre GrÇßenklassen (Art. 3 der Bilanzrichtlinie),

" EinfÅhrung eines Wesentlichkeitsgrundsatzes: „Die Anforderungen in die-
ser Richtlinie in Bezug auf Ansatz, Bewertung, Darstellung, Offenlegung
und Konsolidierung mÅssen nicht erfÅllt werden, wenn die Wirkung ihrer
Einhaltung unwesentlich ist.“ (Art. 6 Abs. 1 Buchst. j der Bilanzrichtlinie),
wobei die Mitgliedstaaten den Anwendungsbereich dieser Vorschrift auf
Darstellung und Offenlegung begrenzen kÇnnen (Art. 6 Abs. 4 der Bilanz-
richtlinie),

" Wegfall aller außerordentlichen Aufwendungen und Ertrlge bei der Glie-
derung der Gewinn- und Verlustrechnung, dafÅr aber EinfÅhrung einer An-
gabepflicht fÅr Ertrags- und Aufwandsposten von außerordentlicher GrÇ-
ßenordnung oder Bedeutung (Art. 16 Abs. 1 Buchst. f der Bilanzrichtlinie),

" qnderung der Definition der UmsatzerlÇse (Art. 2 Nr. 5 der Bilanzrichtlinie),

" EinfÅhrung eines Berichts Åber Zahlungen an staatliche Stellen: Große Un-
ternehmen sowie Unternehmen von Çffentlichem Interesse, die in der mi-
neralgewinnenden Industrie oder auf dem Gebiet des Holzeinschlags in Pri-
msrwsldern tstig sind, unterliegen einer neuen und zusstzlichen Berichts-
pflicht, die allerdings weder Bestandteil des Abschlusses noch des Lagebe-
richts ist (Kap. 10 der Bilanzrichtlinie).

Die Mitgliedstaaten mussten die Richtlinie bis zum 20. 7. 2015 in ihr jeweiliges
nationales Recht umsetzen. Die Erstanwendung der auf dieser Richtlinie basie-
renden nationalen Regelungen gilt fÅr Geschsftsjahre, die am 1. 1. 2016 oder
wshrend des Kalenderjahrs 2016 beginnen (Art. 53 der Bilanzrichtlinie).

Die Bilanzrichtlinie ist im Anhang dieses Buches abgedruckt.
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2. Entstehung des
Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetzes (BilRUG)

Der deutsche Gesetzgeber ist von der Bilanzrichtlinie insoweit betroffen, als
diese Regelungen enthslt, die

" neu oder versndert gegenÅber den Vorgsngerrichtlinien sind und zugleich

" zwingend von den Mitgliedstaaten umgesetzt werden mÅssen.

DarÅber hinaus steht es dem Gesetzgeber frei, neue Mitgliedstaatenwahlrech-
te der Richtlinie umzusetzen oder bestehende anders als bisher auszuÅben.
Schließlich kann eine neue HGB-Reform auch genutzt werden, um bisherige
Unklarheiten oder Redaktionsversehen zu beseitigen oder ynderungen in Be-
reichen herbeizufÅhren, die nicht der Regelungskompetenz der EU unterliegen,
z. B. in der Rechnungslegung fÅr Genossenschaften.

Am 28. 7. 2014 hat das Bundesministerium der Justiz und fÅr Verbraucher-
schutz den ersten Schritt hierfÅr getan und einen Referentenentwurf vor-
gelegt:

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2013/34/EU des Europsi-
schen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 Åber den Jahresabschluss,
den konsolidierten Abschluss und damit verbundene Berichte von Unterneh-
men bestimmter Rechtsformen und zur ynderung der Richtlinie 2006/43/EG
des Europsischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien
78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates (Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetz
– BilRUG).

Der Referentenentwurf ist in der Folgezeit von Organisationen, Verbsnden
und dem Fachschrifttum intensiv diskutiert worden. Teilweise fanden die Stel-
lungnahmen Eingang in dem am 7. 1. 2015 vorab im Internet verÇffentlichten
Regierungsentwurf. Die offizielle Version des Regierungsentwurfs findet sich
in zwei Drucksachen:

" BR-Drucks. 23/15 v. 23. 1. 2015.

" BT-Drucks. 18/4050 v. 20. 2. 2015.

HHIINNWWEEIISS::

In diesem Buch wird der Regierungsentwurf nach der BR-Drucks. 23/15 als RegE zitiert.
Hier angegebene Seitenzahlen des RegE beziehen sich also auf die BR-Drucks. 23/15.
Ferner ist die BegrÅndung des RegE den einzelnen §§ in Teil B bis F dieses Buches zuge-
ordnet. Das betrifft die qnderungen am HGB, AktG, GmbHG und ihren EinfÅhrungs-
gesetzen.
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In seiner ersten Lesung des RegE am 27. 2. 2015 hat der Bundestag den Geset-
zesentwurf an den Ausschuss fÅr Recht und Verbraucherschutz (6. Ausschuss)
zur federfÅhrenden Beratung Åberwiesen. Der Finanzausschuss, der Ausschuss
fÅr Wirtschaft und Energie sowie der Ausschuss fÅr wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung sind zur Mitberatung aufgefordert worden (s. Ple-
narprotokoll 18/89).

Der Bundesrat hat sich am 6. 3. 2015 mit dem Gesetzentwurf befasst und die
Anregung des Rechts- sowie des Finanzausschusses (BR-Drucks. 23/1/15) auf-
genommen, die ursprÅnglich vorgesehene wahlweise Anwendung des BilRUG
schon auf JahresabschlÅsse 2015 wieder zu streichen. Die AusschÅsse und mit
ihr die Lsnderkammer befÅrchteten Probleme mit dem Zusammenspiel von
Handels- und Steuerbilanz (Taxonomie; BR-Drucks. 23/15(B))

Aufgrund der in der Zwischenzeit eingegangenen weiteren Stellungnahmen
interessierter Kreise zu inhaltlichen Fragen hat der Ausschuss fÅr Recht und
Verbraucherschutz beschlossen, eine Çffentliche AnhÇrung durchzufÅhren. An
der AnhÇrung am 22. 4. 2015 haben folgende Sachverstsndige teilgenommen:

" Dr. Heidi Feldt
Beratung entwicklungs- und umweltpolitischer Prozesse, Berlin
unabhsngige Beraterin

" Prof. Dr. Joachim Hennrichs
Arbeitskreis Bilanzrecht, Hochschullehrer Rechtswissenschaft
Lehrstuhl fÅr BÅrgerliches Recht, Bilanz- und Steuerrecht, Universitst zu
KÇln

" Andreas HÅbers
ONE, Berlin
Politischer Referent

" Prof. Dr. Klaus-Peter Naumann
Institut der WirtschaftsprÅfer in Deutschland e.V. (IDW), DÅsseldorf
Sprecher des Vorstands

" Hans-JÅrgen Slglitz
Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V., Berlin

" Prof. Dr. iur. Matthias SchÅppen, Rechtsanwalt, WirtschaftsprÅfer, Steuer-
berater
Vereinigung zur Mitwirkung an der Entwicklung des Bilanzrechts fÅr Fami-
liengesellschaften e.V., Stuttgart

Die von den Gutachtern genannten wesentlichen Diskussionspunkte im Hin-
blick auf den Jahres- und Konzernabschluss betreffen:
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" Einstandspflicht fÅr Verpflichtungen (Art. 1 Nr. 5 Buchst. d RegE), § 264
Abs. 3 Nr. 2 HGB-E)

" Bildung einer ausschÅttungsgesperrten RÅcklage (Art. 1 Nr. 14 RegE, § 272
Abs. 5 HGB-E)

Unter BerÅcksichtigung der Stellungnahmen der o. g. Sachverstsndigen hat
der 6. Ausschuss den Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 17. Juni 2015 ab-
schließend beraten, dabei letzte Ergsnzungen vorgenommen und dem Bun-
destag deren Annahme empfohlen (Beschlussempfehlung und Bericht des
6. Ausschusses, BT-Drucks. 18/5256). Einen Tag spster, am 18. Juni 2015, hat
der Bundestag das Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetz (BilRUG) entsprechend
der Beschlussempfehlung des Ausschusses fÅr Recht und Verbraucherschutz
angenommen.

3. Erstanwendung, In Kraft-Treten
Das Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetz ist am 17. 7. 2015 unterzeichnet und
am 22. 7. 2015 im BGBl I S. 1245, verÇffentlicht worden. Einen Tag spster ist es
in Kraft getreten. Die Vorschriften sind im Wesentlichen anzuwenden auf das
nach dem 31. 12. 2015 beginnende Geschsftsjahr (Art. 75 EGHGB), bei kalen-
dergleichem Geschsftsjahr also 2016. Es beseht die Option, die versnderten
Schwellenwerte (§§ 267, 267a Abs. 1, 293) gemeinsam mit der versnderten
UmsatzerlÇs-Definition (§ 277 Abs. 1 HGB) auch bereits auf das Geschsftsjahr
2014 oder 2015 vorzuziehen (Art. 75 Abs. 2 EGHGB). Zu Einzelheiten hierzu sie-
he die Kommentierung in § 267, Rz. 13 ff.

4. Ziele des BilRUG
Ein Gesetz, welches die Umsetzung einer EU-Richtlinie zum Gegenstand hat,
kann kaum anders, als sich den in der Richtlinie genannten Zielen anzuschlie-
ßen. Folglich sollen (RegE, S. 1 f.)

" die bÅrokratische Belastung kleiner und mittlerer Unternehmen verringert
werden,

" Unternehmen der Rohstoffindustrie und der Primsrwaldforstwirtschaft
stsrkeren Transparenzanforderungen hinsichtlich ihrer Zahlungen an staat-
liche Stellen unterworfen werden, um Korruption einzudsmmen und

" die Erleichterungen fÅr Kleinstkapitalgesellschaften auch auf Kleinstgenos-
senschaften Åbertragen werden.

Lediglich der letzte Punkt liegt ausschließlich im nationalen Ermessen.
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5. Skizze des BilRUG
Das BilRUG ist ein ynderungsgesetz und nicht eben klein: In acht Artikeln auf
46 Seiten werden insgesamt 29 Bundesgesetze und Verordnungen gesndert
(die in der Tabelle grau unterlegten Gesetze sind Gegenstand dieses Buches,
wobei auf den Abdruck der HGB-ynderungen betreffend Kreditinstitute und
Versicherungen sowie der Neuerungen zu den Zahlungsberichten im Rohstoff-
sektor verzichtet worden ist):

Art. des BilRUG Gelndertes Bundesgesetz/Verordnung

Art. 1 Handelsgesetzbuch

Art. 2 EinfÅhrungsgesetz zum Handelsgesetzbuch

Art. 3 Publizitstsgesetz

Art. 4 Aktiengesetz

Art. 5 EinfÅhrungsgesetz zum Aktiengesetz

Art. 6 Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschrsnkter
Haftung

Art. 7 EinfÅhrungsgesetz zum Gesetz betreffend die Gesellschaf-
ten mit beschrsnkter Haftung

Art. 8 (1) Krankenhaus-BuchfÅhrungsverordnung

Art. 8 (2) Gerichtsverfassungsgesetz

Art. 8 (3) Insolvenzordnung

Art. 8 (4) EinfÅhrungsgesetz zur Insolvenzordnung

Art. 8 (5) Justizverwaltungskostengesetz

Art. 8 (6) Konzernabschlussbefreiungsverordnung

Art. 8 (7) Unternehmensregisterverordnung

Art. 8 (8) Zahlungsinstituts-Rechnungslegungsverordnung

Art. 8 (9) Transparenzrichtlinie-DurchfÅhrungsverordnung

Art. 8 (10) VermÇgensanlagegesetz

Art. 8 (11) Verordnung Åber die Gliederung des Jahresabschlusses
von Verkehrsunternehmen

Art. 8 (12) Verordnung Åber Formblstter fÅr die Gliederung des Jah-
resabschlusses von Wohnungsunternehmen

Art. 8 (13) Kreditinstituts-Rechnungslegungsverordnung

5. Skizze des BilRUG
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Art. 8 (14) Versicherungsunternehmens-Rechnungslegungsverord-
nung

Art. 8 (15) Pensionsfonds-Rechnungslegungsverordnung

Art. 8 (16) Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrsnkungen

Art. 8 (17) Kapitalanlagebuch

Art. 8 (18) PrÅfungsberichteverordnung

Art. 8 (19) Zahlungsinstituts-PrÅfungsberichtsverordnung

Art. 8 (20) Kapitalanlage-PrÅfungsberichte-Verordnung

Art. 8 (21) Versicherungsvertragsgesetz

Art. 8 (22) Pflege-BuchfÅhrungsverordnung

Hinzu treten 46 Seiten BegrÅndung der einzelnen ynderungen im Regierungs-
entwurf sowie weitere BegrÅndungen in der Beschlussempfehlung des 6. Aus-
schusses.

6. Highlights des BilRUG und Inhalt dieses Buches
Schwerpunkt des BilRUG sind die ynderungen am HGB. Um sich leichter zu-
rechtzufinden, sind nachfolgend die wesentlichen ynderungen zum Jahres-
und Konzernabschluss einschließlich Lagebericht und Konzernlagebericht in
der §§-Reihenfolge des HGB gelistet.

Tatbestand/ Stichwort § HGB

Pauschale Abschreibung selbstgeschaffener immaterieller Ver-
mÇgensgegenstsnde und eines Geschsfts- oder Firmenwerts

253

Anschaffungspreisminderungen 255

Kleinstkapitalgesellschaften

Identifikation des Unternehmens

Befreiung der Kapitalgesellschaften von kapitalgesellschaftlichen
Jahresabschlusspflichten bei Einbeziehung in den Konzern-
abschluss

264

Befreiung der Kapitalgesellschaften & Co. von kapitalgesellschaftli-
chen Jahresabschlusspflichten bei Einbeziehung in den Konzern-
abschluss

264b

Anhebung der Schwellenwerte 267

Anwendungsbereich Kleinstkapitalgesellschaften 267a
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AusschÅttungsgesperrte RÅcklage 272

Gliederung der Gewinn- und Verlustrechnung: Wegfall a. o. Posten 275

Definition UmsatzerlÇse

Wegfall Definition a. o. Posten

277

ynderungen und neue Anhangvorschriften 284/285

GrÇßenabhsngige Erleichterungen beim Anhang 288

Lagebericht 289

Aufhebung Konzernabschlussbefreiungsverordnung 292

Anhebung Schwellenwerte 293

Identifikation des Konzerns 297

Aufhebung Erleichterung Vorrste 298

Erstkonsolidierung in bestimmten Fsllen 301

AuflÇsung passiver Unterschiedsbetrag 309

Latente Steuern bei der Equity-Methode 312

Konzernanhang 313/314

Konzernlagebericht 315

Die weiteren – durchaus zahlreichen – ynderungen zum Jahres- und Konzern-
abschluss, die in obiger Liste nicht genannt sind, sind Åberwiegend redaktio-
neller Natur, mitunter aber mit praktischen Konsequenzen.

In diesem Buch sind die BegrÅndungen des RegE und ggf. die Beschlussemp-
fehlung und der Bericht des 6. Ausschusses den §§ des HGB zugeordnet. So-
dann folgt regelmsßig eine kurze Kommentierung.

Nicht kommentiert wurden die weiteren ynderungen des HGB hinsichtlich Ab-
schlussprÅfung, Offenlegung, Rechnungslegung von Kredit- und Finanzdienst-
leistungsinstituten sowie Versicherungsunternehmen und Pensionsfonds.
Auch auf die Erlsuterung des neu eingefÅgten Dritten Unterabschnitts im
Vierten Abschnitt (§§ 341q - 341y HGB), „Ergsnzende Vorschriften fÅr be-
stimmte Unternehmen des Rohstoffsektors“, wurde verzichtet. Die Bundes-
regierung geht davon aus, dass in Deutschland nur rund 60 Unternehmen die-
se neuen Berichtspflichten erfÅllen mÅssen (vgl. RegE, S. 63).

6. Highlights des BilRUG und Inhalt dieses Buches

9



7. Nicht (explizit) umgesetzt

7.1 Wesentlichkeitsgrundsatz

Die Bilanzrichtlinie formuliert deutlich einen Wesentlichkeitsgrundsatz: Nach
Art. 6 Abs. 1 Buchst. j der Bilanzrichtlinie mÅssen deren Anforderungen „in Be-
zug auf Ansatz, Bewertung, Darstellung, Offenlegung und Konsolidierung
nicht erfÅllt werden, wenn die Wirkung ihrer Einhaltung unwesentlich ist.“ Da-
bei kÇnnen die Mitgliedstaaten den Anwendungsbereich der Ausnahmevor-
schrift auf Darstellung und Offenlegung begrenzen (Art. 6 Abs. 4 der Bilanz-
richtlinie). Im wbrigen definiert die Richtlinie „wesentlich“ als den Status von
Informationen, bei denen vernÅnftigerweise zu erwarten ist, dass ihre Auslas-
sung oder fehlerhafte Angabe Entscheidungen beeinflusst, die Nutzer auf der
Grundlage des Abschlusses des Unternehmens treffen. Dabei ist die Wesent-
lichkeit einzelner Posten im Zusammenhang mit anderen shnlichen Posten zu
bewerten (siehe Art. 2 Nr. 16 der Bilanzrichtlinie).

Erkennbar orientiert sich die Bilanzrichtlinie hierbei am Conceptual Framework
der IFRS sowie an IAS 8 und IAS 1 (hierzu Theile in Heuser/Theile, IFRS-Hand-
buch 2012, Rz. 272). Zwar bleibt der Grundsatz der Wesentlichkeit abstrakt
und auslegungsbedÅrftig; der Abschlussaufsteller muss sich gewissermaßen
in die Situation der Abschlussadressaten hineinversetzen und sich fragen, ob
die Auslassung einer Information oder gar eine fehlerhafte Angabe [sic!] Ent-
scheidungen zu beeinflussen vermag. Dennoch dÅrfte es zumindest nicht
schsdlich sein, einen internationalen Konsens in Bezug auf das Grundver-
stsndnis von Wesentlichkeit zu schaffen.

Der Gesetzgeber hat den Passus zur Wesentlichkeit, wie er sich aus der Bilanz-
richtlinie ergibt, gleichwohl nicht in das HGB Åbernommen. Der Wesentlich-
keitsgrundsatz, so die knappe BegrÅndung, sei unter BerÅcksichtigung der
Grundsstze ordnungsmsßiger BuchfÅhrung bereits umgesetzt (RegE, S. 48).
Eine vertiefende ErÇrterung dieses Punktes in den Gesetzesmaterialien zum
BilRUG findet nicht statt.

Tatsschlich ist der Wesentlichkeitsgrundsatz nicht nur ungeschriebenes GoB-
Verstsndnis; an vielen Stellen im HGB findet sich seine explizite Nennung:

" Festwertansatz, § 240 Abs. 3 HGB: „von nachrangiger Bedeutung“,

" Zusammenfassung von Posten, § 265 Abs. 7 Nr. 1 HGB: „nicht erheblich“,

" Anhangangaben, § 285 Nr. 31 und 32 HGB: „Betrsge nicht von untergeord-
neter Bedeutung“,
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" Verzicht auf Vollkonsolidierung von Tochterunternehmen, § 296 Abs. 2
HGB: „untergeordnete Bedeutung“,

" Schuldenkonsolidierung (§ 303 Abs. 2 HGB), Zwischenerfolgseliminierung
(§ 304 Abs. 2 HGB), Aufwands- und Ertragskonsolidierung (§ 305 Abs. 2
HGB): „untergeordnete Bedeutung“.

Fraglich kÇnnte die Auslegung des ungeschriebenen Wesentlichkeitsgrundsat-
zes sein; immerhin erlaubt es ja die Bilanzrichtlinie, die Mitgliedstaaten kÇn-
nen den Grundsatz auf Darstellung und Offenlegung beschrsnken. Gerade von
dieser Option hat der Gesetzgeber aber keinen Gebrauch gemacht, so dass
sich der Wesentlichkeitsgrundsatz richtlinienkonform und in FortfÅhrung bis-
herigen GoB-Verstsndnisses auch auf Ansatz, Bewertung und Konsolidierung
bezieht. Der AK Bilanzrecht der Hochschullehrer Rechtswissenschaft (BB 2014,
S. 2731) sieht hier die Gefahr, einzelne Bilanzierende kÇnnten unter Hinweis
auf die Richtlinie argumentieren, auf den Ansatz unwesentlicher Schulden zu
verzichten; daher solle der Gesetzgeber zumindest beim Ansatz von Schulden
den Wesentlichkeitsgrundsatz einschrsnken. Ich sehe nicht, wie dem vom AK
aufgezeigten Problem – das sich m. E. nur auf den RÅckstellungsbereich bezie-
hen kann - durch eine gesetzliche Regelung beizukommen wsre. Wer aufgrund
wirtschaftlicher Schwierigkeiten RÅckstellungen nicht passivieren will, wird Ar-
gumente auf der Ermessensebene der Wahrscheinlichkeit kÅnftiger Inan-
spruchnahme suchen. Dabei wird es von vornherein nur um wesentliche Sach-
verhalte gehen.

Demzufolge bleibt in der Interpretation des ungeschriebenen Wesentlichkeits-
grundsatzes alles beim Alten: Kleinstbetrsge beim AnlagevermÇgen mÅssen
weder inventarisiert noch angesetzt werden („geringstwertige Wirtschafts-
gÅter“), geringwertige WirtschaftsgÅter kÇnnen sofort abgeschrieben werden,
und die handelsrechtliche Zulsssigkeit der Poolabschreibung ist weiterhin ein-
zelfallabhsngig zu prÅfen. Schulden sind ungeachtet ihrer Wesentlichkeit voll-
stsndig aufzunehmen, im RÅckstellungsbereich bleibt es hier bei den notwen-
digen Ermessensentscheidungen.

Das einzige Manko der Nichtkodifizierung von in der Bilanzrichtlinie vorgege-
benen GoB kÇnnte darin gesehen werden, dass ein mit den GoB nicht vertrau-
ter Anwender oder Abschlussadressat von der GÅltigkeit des Wesentlichkeits-
grundsatzes im deutschen HGB nicht unmittelbar erfshrt. Das mag den Erkls-
rungsaufwand und damit die Informationskosten erhÇhen.

Im Hinblick auf die „Darstellung“ kÇnnte der Wesentlichkeitsgrundsatz bei der
Neudefinition der UmsatzerlÇse und ihres Verhsltnisses zu den sonstigen be-
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trieblichen Ertrsgen (Vermietung, Personalumsstze) grÇßere Bedeutung erlan-
gen; siehe hierzu die Kommentierung zu § 277 Abs. 1 HGB.

7.2 Wirtschaftliche Betrachtungsweise

Auch die Richtlinienvorgabe einer Bilanzierung „unter BerÅcksichtigung des
wirtschaftlichen Gehalts des betreffenden Geschsftsvorfalls oder der betref-
fenden Vereinbarung“ (Art. 6 Abs. 1 Buchst. h) der Bilanzrichtlinie) ist vom Ge-
setzgeber nicht explizit Åbernommen worden, erneut unter Hinweis auf bishe-
riges GoB-Verstsndnis (RegE, S. 48). Das ist zutreffend (vgl. nur Moxter, Grund-
sstze ordnungsgemsßer Rechnungslegung, 2003, S. 15 ff.) und kommt etwa
bei der Zurechnung von VermÇgensgegenstsnden (§ 246 Abs. 1 Satz 2 HGB)
zum Ausdruck. Die explizite Kodifizierung eines Grundsatzes hstte auch an
den Diskussionen um die zutreffende Abbildung mehr oder weniger komple-
xer Vereinbarungen (z. B. Leasing, Verkauf mit RÅckkaufoption) kaum etwas
gesndert.

7.3 Abweichung von Richtlinienbestimmungen bei Verstoß
gegen true and fair view

Der von Art. 4 Abs. 3 der Bilanzrichtlinie (insoweit unversndert zu Art. 2 Abs. 3
und 4 der 4. EG-Richtlinie) geforderte true and fair view-Grundsatz (Vermitt-
lung eines den tatsschlichen Verhsltnissen entsprechenden Bildes der Ver-
mÇgens-, Finanz- und Ertragslage, auch als „Generalnorm“ bezeichnet) war
vom Gesetzgeber mit dem damaligen BiRiLiG 1985 durch § 264 Abs. 2 Satz 1, 2
HGB zutreffend umgesetzt. DarÅber hinaus sieht Art. 4 Abs. 4 der Bilanzricht-
linie (insoweit unversndert zu Art. 2 Abs. 5 der 4. EG-Richtlinie) die Pflicht vor,
von den Bestimmungen der Richtlinie abzuweichen, wenn bei deren Anwen-
dung ein solches Bild nicht vermittelt werden kÇnne. Diese Richtlinienvorgabe
war weder mit dem BiRiLiG noch ist sie jetzt mit dem BilRUG umgesetzt wor-
den. Der AK Bilanzrecht der Hochschullehrer Rechtswissenschaft (BB 2014,
S. 2732) sieht darin u. a. unter Hinweis auf § 252 Abs. 2 HGB EU-rechtlich keine
Bedenken. Andererseits ist nicht ausgeschlossen, dass die Diskussion um die-
sen Punkt wieder neu entfacht wird (vgl. etwa Wengerofsky, DB 2015, 873).

8. Was kommt als Nfchstes?
Der Reformeifer ist ja nicht gerade gering: 2009 musste die Praxis das BilMoG
verdauen, 2012 das MicroBilG und jetzt eben das BilRUG, und auch zwischen-
drin gab es noch kleinere ynderungen. Doch damit nicht genug, es stehen wei-
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tere Gesetzessnderungen an, die sich auf die Rechnungslegung auswirken
kÇnnen.

BÅrokratieentlastungsgesetz. Die Bundesregierung hat am 27. 2. 2015 (Vor-
abverÇffentlichung im Internet, spster BR-Drucks. 130/115 v. 27. 3. 2015 = BT-
Drucks. 18/4948 v. 20. 5. 2015) den Regierungsentwurf eines BÅrokratieentlas-
tungsgesetzes verÇffentlicht. Nach kurzer parlamentarischer Beratung hat der
Bundestag am 2. 7. 2015 den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Entlas-
tung insbesondere der mittelstsndischen Wirtschaft von BÅrokratie in der
vom Wirtschaftsausschuss (minimal) gesnderten Fassung (BT-Drucks.
18/5418) angenommen. Mit dem Gesetz werden u. a. die Grenzbetrsge fÅr
steuerliche und handelsrechtliche BuchfÅhrungs- und Aufzeichnungspflichten
(§ 241a Satz 1 HGB, § 141 Abs. 1 Satz 1 AO) angehoben. Das Gesetz tritt per
1. 1. 2016 in Kraft. Damit sind die ynderungen zeitgleich mit denen des BilRUG
anzuwenden.

Zinssatz zur Abzinsung langfristiger RÅckstellungen, insbesondere Pensions-
rÅckstellungen. Die aktuelle Niedrigzinsphase hat auch zu einem RÅckgang
der Durchschnittszinssstze gefÅhrt, die fÅr die RÅckstellungsbewertung ein-
schlsgig sind. Langfristige RÅckstellungen mÅssen so mit einem hÇheren Buch-
wert angesetzt werden, was im Bereich der Pensionsverpflichtungen bei vielen
Unternehmen zu deutlich hÇherem Aufwand fÅhrt. Das Problem ist auf politi-
scher Ebene adressiert worden. Der Bundestag hat das Thema im Zusammen-
hang mit dem BilRUG zwar aufgenommen, aber noch nicht einer LÇsung zuge-
fÅhrt. Im Gesprsch ist, die Jahre fÅr die Durchschnittsberechnung des Zinssat-
zes (§ 253 Abs. 2 Satz 1 HGB, bisher 7 Jahre) deutlich zu erhÇhen. S. auch BR-
Drucks. 285/15 v. 19. 6. 2015.

Referentenentwurf AbschlussprÅfungsreformgesetz (AReG). Veranlasst durch
die EU-AbschlussprÅferreform hat das BMJV am 27. 3. 2015 den Referenten-
entwurf zur Umsetzung der ynderungsrichtlinie Åber AbschlussprÅfungen von
JahresabschlÅssen und konsolidierten AbschlÅssen (2006/43/EG) sowie der
AusfÅhrung der unmittelbar anwendbaren EU-AbschlussprÅfer-Verordnung
(Nr. 537/2014) vorgelegt. ynderungen betreffen u. a. die PrÅfer-Rotation, den
PrÅfungsbericht und auch den Beststigungsvermerk.

Regierungsentwurf AbschlussprÅferaufsichtsreformgesetz (APAReG). Der be-
rufs- und aufsichtsrechtliche Teil der EU-AbschlussprÅferreform soll durch das
AbschlussprÅferaufsichtsreformgesetz (APAReG) umgesetzt werden. Das Bun-
deskabinett hat am 1. 7. 2015 den Gesetzentwurf beschlossen, der berufs- und
aufsichtsrechtliche Teile umsetzt (im Wesentlichen: ynderungen an der Wirt-
schaftsprÅferordnung). Die bisherige Aufsicht (APAK) wird in eine berufs-
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standsunabhsngige und selbststsndige AbschlussprÅferaufsichtsstelle beim
Bundesamt fÅr Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) ÅberfÅhrt.

Ferner sieht der Gesetzentwurf neue oder strengere Regelungen zum Quali-
tstssicherungssystem, zu den Unabhsngigkeitsanforderungen an Abschluss-
prÅfer und zu Dokumentationspflichten vor. Damit geht auch eine Reform der
Sanktionierung von BerufspflichtverstÇßen einher.

Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Transparenzrichtlinie-
qnderungsrichtlinie (Richtlinie 2013/50/EU). Die EU hat am 6. 11. 2013 die
Richtlinie zur Harmonisierung der Transparenzanforderungen verÇffentlicht
(ABl. L 294), die bis Ende November 2015 in nationales Recht umgesetzt wer-
den muss. Die Bundesregierung hat hierzu am 26. 5. 2015 den Entwurf eines
Gesetzes zur Umsetzung der Transparenzrichtlinie-ynderungsrichtlinie vor-
gelegt (BT-Drucks. 18/5010). Der Regierungsentwurf befindet sich derzeit in
der parlamentarischen Beratung. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs ist der Be-
reich der Stimmrechtsmeldungen (§§ 21, 25, 25a WpHG-E, Regelung der Toch-
terunternehmenseigenschaft sowie deren Wegfall (§ 22a WpHG-E) und die
Streichung der Verpflichtung zur Erstellung von Zwischenmitteilungen (§ 37x
WpHG).

Richtlinie Åber die Offenlegung nichtfinanzieller und die Diversitlt betreffen-
der Informationen durch bestimmte große Unternehmen und Gruppen (Richt-
linie 2014/95/EU). Die sog. CSR-Richtlinie ergsnzt die EU-Bilanzrichtlinie
(Richtlinie 2013/34/EU) hinsichtlich erweiterter Angaben im (Konzern-)Lage-
bericht. Betroffen sind vor allem kapitalmarktorientierte Unternehmen mit
mehr als 500 Beschsftigten. Die erweiterten Angaben im (Konzern-)Lagebe-
richt beziehen sich auf eine nichtfinanzielle Erklsrung, die zum Verstsndnis
des Geschsftsverlaufs, des Geschsftsergebnisses, der Unternehmenslage so-
wie der Auswirkungen der Unternehmenststigkeit dienen muss.

Große kapitalmarktorientierte Unternehmen mÅssen zusstzlich im Rahmen
der Berichterstattung Åber die UnternehmensfÅhrung eine Beschreibung des
Diversitstskonzepts offenlegen. Sofern ein solches Konzept nicht existiert, be-
darf es einer Erlsuterung in der Erklsrung.

Die Richtlinie ist bis 6. 12. 2016 umzusetzen, die Erstanwendung der dann in
nationales Recht umgesetzten Regelungen ist vorgesehen fÅr Geschsftsjahre,
die am oder nach dem 1. 1. 2017 beginnen. In einem ersten Aufschlag hat das
BMJV ein kurzes Konzeptpapier „zur Umsetzung der CSR-Richtlinie – Reform
des Lageberichts“ verÇffentlicht und um Stellungnahme bis zum 10. 7. 2015
gebeten. Sodann solle ein Referentenentwurf vorbereitet werden.
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Teil B – HGB

Erstes Buch: Handelsstand

Zweiter Abschnitt: Handelsregister; Unternehmensregister
[§§ 1 - 8a nicht abgedruckt]

§ 8b Unternehmensregister

(1) Das Unternehmensregister wird vorbehaltlich einer Regelung nach § 9a
Abs. 1 vom Bundesministerium der Justiz elektronisch gefÅhrt.

(2) wber die Internetseite des Unternehmensregisters sind zugsnglich:

1. Eintragungen im Handelsregister und deren Bekanntmachung und
zum Handelsregister eingereichte Dokumente;

2. Eintragungen im Genossenschaftsregister und deren Bekannt-
machung und zum Genossenschaftsregister eingereichte Dokumen-
te;

3. Eintragungen im Partnerschaftsregister und deren Bekanntmachung
und zum Partnerschaftsregister eingereichte Dokumente;

4. Unterlagen der Rechnungslegung nach den §§ 325 und 339 sowie
Unterlagen nach § 341w, soweit sie bekannt gemacht wurden;

5. gesellschaftsrechtliche Bekanntmachungen im Bundesanzeiger;

6. im Aktionsrsforum verÇffentlichte Eintragungen nach § 127a des Ak-
tiengesetzes;

7. VerÇffentlichungen von Unternehmen nach dem Wertpapierhan-
delsgesetz oder dem VermÇgensanlagengesetz im Bundesanzeiger,
von Bietern, Gesellschaften, Vorstsnden und Aufsichtsrsten nach
dem Wertpapiererwerbs- und wbernahmegesetz im Bundesanzeiger
sowie VerÇffentlichungen nach der BÇrsenzulassungs-Verordnung
im Bundesanzeiger;

8. Bekanntmachungen und VerÇffentlichungen von Kapitalverwal-
tungsgesellschaften und extern verwalteten Investmentgesellschaf-
ten nach dem Kapitalanlagegesetzbuch, dem Investmentgesetz und
dem Investmentsteuergesetz im Bundesanzeiger;

§ 8b Unternehmensregister
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9. VerÇffentlichungen und sonstige der xffentlichkeit zur VerfÅgung
gestellte Informationen nach den §§ 2b, 15 Abs. 1 und 2, § 15a Abs. 4,
§ 26 Abs. 1, §§ 26a, 29a Abs. 2, §§ 30e, 30f Abs. 2, § 37v Abs. 1 bis
§ 37x Abs. 1, §§ 37y, 37z Abs. 4 und § 41 Abs. 4a des Wertpapierhan-
delsgesetzes, sofern die VerÇffentlichung nicht bereits Åber Num-
mer 4 oder Nummer 7 in das Unternehmensregister eingestellt wird;

10. Mitteilungen Åber kapitalmarktrechtliche VerÇffentlichungen an die
Bundesanstalt fÅr Finanzdienstleistungsaufsicht, sofern die Ver-
Çffentlichung selbst nicht bereits Åber Nummer 7 oder Nummer 9 in
das Unternehmensregister eingestellt wird;

11. Bekanntmachungen der Insolvenzgerichte nach § 9 der Insolvenzord-
nung, ausgenommen Verfahren nach dem Neunten Teil der Insol-
venzordnung.

(3) 1Zur Einstellung in das Unternehmensregister sind dem Unternehmens-
register zu Åbermitteln:

1. die Daten nach Absatz 2 Nr. 4 bis 8 und die nach § 326 Absatz 2 von
einer Kleinstkapitalgesellschaft hinterlegten Bilanzen durch den Be-
treiber des Bundesanzeigers;

2. die Daten nach Absatz 2 Nr. 9 und 10 durch den jeweils VerÇffent-
lichungspflichtigen oder den von ihm mit der Veranlassung der Ver-
Çffentlichung beauftragten Dritten.

2Die Landesjustizverwaltungen Åbermitteln die Daten nach Absatz 2
Nr. 1 bis 3 und 11 zum Unternehmensregister, soweit die wbermittlung
fÅr die ErÇffnung eines Zugangs zu den Originaldaten Åber die Internet-
seite des Unternehmensregisters erforderlich ist. 3Die Bundesanstalt fÅr
Finanzdienstleistungsaufsicht Åberwacht die wbermittlung der Ver-
Çffentlichungen und der sonstigen der xffentlichkeit zur VerfÅgung ge-
stellten Informationen nach den §§ 2b, 15 Abs. 1 und 2, § 15a Abs. 4, § 26
Abs. 1, §§ 26a, 29a Abs. 2, §§ 30e, 30f Abs. 2, § 37v Abs. 1 bis § 37x Abs. 1,
§§ 37y, 37z Abs. 4 und § 41 Abs. 4a des Wertpapierhandelsgesetzes an
das Unternehmensregister zur Speicherung und kann Anordnungen tref-
fen, die zu ihrer Durchsetzung geeignet und erforderlich sind. 4Die Bun-
desanstalt kann die gebotene wbermittlung der in Satz 3 genannten Ver-
Çffentlichungen, der xffentlichkeit zur VerfÅgung gestellten Informati-
onen und Mitteilung auf Kosten des Pflichtigen vornehmen, wenn die
wbermittlungspflicht nicht, nicht richtig, nicht vollstsndig oder nicht in
der vorgeschriebenen Weise erfÅllt wird. 5FÅr die wberwachungststig-
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keit der Bundesanstalt gelten § 4 Abs. 3 Satz 1 und 3, Abs. 7, 9 und 10, § 7
und § 8 des Wertpapierhandelsgesetzes entsprechend.

(4) 1Die FÅhrung des Unternehmensregisters schließt die Erteilung von Aus-
drucken sowie die Beglaubigung entsprechend § 9 Abs. 3 und 4 hinsicht-
lich der im Unternehmensregister gespeicherten Unterlagen der Rech-
nungslegung im Sinn des Absatzes 2 Nr. 4 ein. 2Gleiches gilt fÅr die e-
lektronische wbermittlung von zum Handelsregister eingereichten
SchriftstÅcken nach § 9 Abs. 2, soweit sich der Antrag auf Unterlagen der
Rechnungslegung im Sinn des Absatzes 2 Nr. 4 bezieht; § 9 Abs. 3 gilt
entsprechend.

I BegrÅndung RegE, S. 66

Zu Abs. 2 Nr. 4

Die ynderung in § 8b ist eine Folgesnderung zur EinfÅgung eines Dritten Un-
terabschnitts in den Vierten Abschnitt des Dritten Buchs des Handelsgesetz-
buchs im Zusammenhang mit der EinfÅhrung einer Berichtspflicht bestimm-
ter Unternehmen des Rohstoffsektors Åber ihre Zahlungen an staatliche Stel-
len und dient der Umsetzung von Art. 45 der Richtlinie 2013/34/EU.

Nach Art. 45 der Richtlinie 2013/34/EU muss die Offenlegung der entspre-
chenden Berichte in gleicher Weise wie die Offenlegung der Jahres- und Kon-
zernabschlÅsse erfolgen. § 341w HGB-E sieht daher die Offenlegung in elektro-
nischer Form im Bundesanzeiger vor. Die betroffenen Unternehmen haben die
Zahlungsberichte und Konzernzahlungsberichte elektronisch beim Betreiber
des Bundesanzeigers einzureichen und einen Bekanntmachungsauftrag zu er-
teilen. Neben der Bekanntmachung ist aber auch eine dauerhafte Speicherung
im Unternehmensregister notwendig, um Art. 45 der Richtlinie 2013/34/EU
umzusetzen. Daher sieht § 8b HGB-E vor, dass die nach § 341w HGB-E bekannt
zu machenden Zahlungsberichte und Konzernzahlungsberichte auch dem Un-
ternehmensregister Åbermittelt werden (§ 8b Abs. 3 Nr. 1 HGB) und anschlie-
ßend dort verfÅgbar sind (§ 8b Abs. 2 Nr. 4 HGB-E).

§ 8b Unternehmensregister
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II Kommentierung

1 Von der Berichtspflicht nach § 341w HGB sind nur rd. 60 Unternehmen aus
den Branchen Bergbau/Steine und Erden betroffen. Ihre Berichte Åber Zah-
lungen an staatliche Stellen sind nicht Bestandteil des Abschlusses und La-
geberichts, aber wie diese zugsnglich zu machen.

[§§ 9 – 104 nicht abgedruckt]

Zweites Buch: Handelsgesellschaften und stille
Gesellschaften
[§§ 105 – 237 nicht abgedruckt]
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Drittes Buch: HandelsbÅcher

Erster Abschnitt: Vorschriften fÅr alle Kaufleute

Erster Unterabschnitt: BuchfÅhrung; Inventar

§ 238 BuchfÅhrungspflicht

(1) 1Jeder Kaufmann ist verpflichtet, BÅcher zu fÅhren und in diesen seine
Handelsgeschsfte und die Lage seines VermÇgens nach den Grundsstzen
ordnungsmsßiger BuchfÅhrung ersichtlich zu machen. 2Die BuchfÅhrung
muss so beschaffen sein, dass sie einem sachverstsndigen Dritten inner-
halb angemessener Zeit einen wberblick Åber die Geschsftsvorfslle und
Åber die Lage des Unternehmens vermitteln kann. 3Die Geschsftsvorfslle
mÅssen sich in ihrer Entstehung und Abwicklung verfolgen lassen.

(2) Der Kaufmann ist verpflichtet, eine mit der Urschrift Åbereinstimmende
Wiedergabe der abgesandten Handelsbriefe (Kopie, Abdruck, Abschrift
oder sonstige Wiedergabe des Wortlauts auf einem Schrift-, Bild- oder an-
deren Datentrsger) zurÅckzubehalten.

§ 239 FÅhrung der HandelsbÅcher

(1) 1Bei der FÅhrung der HandelsbÅcher und bei den sonst erforderlichen
Aufzeichnungen hat sich der Kaufmann einer lebenden Sprache zu bedie-
nen. 2Werden AbkÅrzungen, Ziffern, Buchstaben oder Symbole verwen-
det, muss im Einzelfall deren Bedeutung eindeutig festliegen.

(2) Die Eintragungen in BÅchern und die sonst erforderlichen Aufzeichnun-
gen mÅssen vollstsndig, richtig, zeitgerecht und geordnet vorgenommen
werden.

(3) 1Eine Eintragung oder eine Aufzeichnung darf nicht in einer Weise ver-
sndert werden, dass der ursprÅngliche Inhalt nicht mehr feststellbar ist.
2Auch solche Versnderungen dÅrfen nicht vorgenommen werden, deren
Beschaffenheit es ungewiss lssst, ob sie ursprÅnglich oder erst spster ge-
macht worden sind.

§ 239 FÅhrung der HandelsbÅcher
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(4) 1Die HandelsbÅcher und die sonst erforderlichen Aufzeichnungen kÇnnen
auch in der geordneten Ablage von Belegen bestehen oder auf Datentrs-
gern gefÅhrt werden, soweit diese Formen der BuchfÅhrung einschließ-
lich des dabei angewandten Verfahrens den Grundsstzen ordnungsmsßi-
ger BuchfÅhrung entsprechen. 2Bei der FÅhrung der HandelsbÅcher und
der sonst erforderlichen Aufzeichnungen auf Datentrsgern muss ins-
besondere sichergestellt sein, dass die Daten wshrend der Dauer der Auf-
bewahrungsfrist verfÅgbar sind und jederzeit innerhalb angemessener
Frist lesbar gemacht werden kÇnnen. 3Absstze 1 bis 3 gelten sinngemsß.

§ 240 Inventar

(1) Jeder Kaufmann hat zu Beginn seines Handelsgewerbes seine GrundstÅ-
cke, seine Forderungen und Schulden, den Betrag seines baren Geldes so-
wie seine sonstigen VermÇgensgegenstsnde genau zu verzeichnen und
dabei den Wert der einzelnen VermÇgensgegenstsnde und Schulden an-
zugeben.

(2) 1Er hat demnschst fÅr den Schluss eines jeden Geschsftsjahrs ein solches
Inventar aufzustellen. 2Die Dauer des Geschsftsjahrs darf zwÇlf Monate
nicht Åberschreiten. 3Die Aufstellung des Inventars ist innerhalb der ei-
nem ordnungsmsßigen Geschsftsgang entsprechenden Zeit zu bewirken.

(3) 1VermÇgensgegenstsnde des SachanlagevermÇgens sowie Roh-, Hilfs-
und Betriebsstoffe kÇnnen, wenn sie regelmsßig ersetzt werden und ihr
Gesamtwert fÅr das Unternehmen von nachrangiger Bedeutung ist, mit
einer gleich bleibenden Menge und einem gleich bleibenden Wert ange-
setzt werden, sofern ihr Bestand in seiner GrÇße, seinem Wert und seiner
Zusammensetzung nur geringen Versnderungen unterliegt. 2Jedoch ist
i. d. R. alle drei Jahre eine kÇrperliche Bestandsaufnahme durchzufÅhren.

(4) Gleichartige VermÇgensgegenstsnde des VorratsvermÇgens sowie andere
gleichartige oder annshernd gleichwertige bewegliche VermÇgensgegen-
stsnde und Schulden kÇnnen jeweils zu einer Gruppe zusammengefasst
und mit dem gewogenen Durchschnittswert angesetzt werden.
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§ 241 Inventurvereinfachungsverfahren

(1) 1Bei der Aufstellung des Inventars darf der Bestand der VermÇgensgegen-
stsnde nach Art, Menge und Wert auch mit Hilfe anerkannter mathema-
tisch-statistischer Methoden aufgrund von Stichproben ermittelt wer-
den. 2Das Verfahren muss den Grundsstzen ordnungsmsßiger BuchfÅh-
rung entsprechen. 3Der Aussagewert des auf diese Weise aufgestellten
Inventars muss dem Aussagewert eines aufgrund einer kÇrperlichen Be-
standsaufnahme aufgestellten Inventars gleichkommen.

(2) Bei der Aufstellung des Inventars fÅr den Schluss eines Geschsftsjahrs be-
darf es einer kÇrperlichen Bestandsaufnahme der VermÇgensgegenstsn-
de fÅr diesen Zeitpunkt nicht, soweit durch Anwendung eines den Grund-
sstzen ordnungsmsßiger BuchfÅhrung entsprechenden anderen Verfah-
rens gesichert ist, dass der Bestand der VermÇgensgegenstsnde nach Art,
Menge und Wert auch ohne die kÇrperliche Bestandsaufnahme fÅr die-
sen Zeitpunkt festgestellt werden kann.

(3) In dem Inventar fÅr den Schluss eines Geschsftsjahrs brauchen Ver-
mÇgensgegenstsnde nicht verzeichnet zu werden, wenn

1. der Kaufmann ihren Bestand aufgrund einer kÇrperlichen Bestands-
aufnahme oder aufgrund eines nach Absatz 2 zulsssigen anderen
Verfahrens nach Art, Menge und Wert in einem besonderen Inventar
verzeichnet hat, das fÅr einen Tag innerhalb der letzten drei Monate
vor oder der ersten beiden Monate nach dem Schluss des Geschsfts-
jahrs aufgestellt ist, und

2. aufgrund des besonderen Inventars durch Anwendung eines den
Grundsstzen ordnungsmsßiger BuchfÅhrung entsprechenden Fort-
schreibungs- oder RÅckrechnungsverfahrens gesichert ist, dass der
am Schluss des Geschsftsjahrs vorhandene Bestand der VermÇgens-
gegenstsnde fÅr diesen Zeitpunkt ordnungsgemsß bewertet werden
kann.

§ 241 Inventurvereinfachungsverfahren

21



§ 241a Befreiung von der Pflicht zur BuchfÅhrung und
Erstellung eines Inventars

1Einzelkaufleute, die an den Abschlussstichtagen von zwei aufeinander folgen-
den Geschsftsjahren nicht mehr als jeweils 500 000 Euro UmsatzerlÇse und je-
weils 50 000 Euro JahresÅberschuss aufweisen, brauchen die §§ 238 bis 241
nicht anzuwenden. 2Im Fall der NeugrÅndung treten die Rechtsfolgen schon
ein, wenn die Werte des Satzes 1 am ersten Abschlussstichtag nach der Neu-
grÅndung nicht Åberschritten werden.

I BegrÅndung RegE, S. 66

Mit der EinfÅgung des Wortes „jeweils“ wird redaktionell klargestellt, dass fÅr
das wberschreiten der in § 241 Satz 1 HGB genannten Schwellenwerte nicht
die aufgerechneten Betrsge von zwei aufeinander folgenden Geschsftsjahren
maßgeblich sind. Das entspricht der Intention des Bilanzrechtsmodernisie-
rungsgesetzes vom 25. 5. 2009 (BGBl I S. 1102) (BilMoG). Abzustellen ist viel-
mehr auf die letzten zwÇlf Monate vor dem Abschluss des Geschsftsjahres.
Die Klarstellung erleichtert den hier betroffenen Kleinstgewerbetreibenden
die Selbsteinstufung.

II Kommentierung

1 Redaktionelle Anpassung. Die mit dem BilMoG eingefÅhrte Befreiung klei-
ner Einzelkaufleute von BuchfÅhrungs- und Inventaraufstellungspflichten
sowie von der Pflicht zur Aufstellung des Jahresabschlusses (§ 242
Abs. 4 HGB) wird redaktionell angepasst. Damit soll klargestellt werden,
dass es sich bei den Schwellenwerten UmsatzerlÇse und JahresÅberschuss
nicht um kumulierte Werte Åber zwei Geschsftsjahre handelt. Nach mei-
nem Kenntnisstand hat das allerdings bislang auch niemand behauptet.

2 BÅrokratieentlastungsgesetz, Anhebung der Schwellenwerte. Nach dem
BÅrokratieentlastungsgesetz (s. auch oben Kapitel A) 8 werden die Schwel-
lenwerte

" UmsatzerlÇse von 500.000A auf 600.000A und

" JahresÅberschuss von 50.000A auf 60.000A erhÇht.

Die ynderung wirken in Geschsftsjahren, die nach dem 31. 12. 2015 begin-
nen; bei kalendergleichem Geschsftsjahr also in 2016. Damit hstte diese
ynderung den gleichen Erstanwendungszeitpunkt wie das BilRUG.
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3 pbergang von alten zu neuen Schwellenwerten. Eine explizite wbergangs-
vorschrift enthslt das BÅrokratieentlastungsgesetz nicht. Folglich sind das
Geschsftsjahr 2015 und das Vergleichsvorjahr 2014 mit den alten Schwel-
lenwerten zu wÅrdigen. Werden beide Schwellenwerte in beiden Ge-
schsftsjahren unterschritten, entfsllt fÅr 2016 die BuchfÅhrungs-, Inventar-
aufstellungs- und Jahresabschlussaufstellungspflicht (vgl. RXtke, BBK 2010,
S. 951, 953). FÅr das Geschsftsjahr 2016 gelten dann die neuen Schwellen-
werte (600.000A UmsatzerlÇse, 60.000A JahresÅberschuss). Konnte ein
kleiner Einzelkaufmann die Befreiung fÅr 2016 in Anspruch nehmen, muss
er insoweit nur das Geschsftsjahr 2016 nach den neuen Schwellenwerten
beurteilen, um auch fÅr 2017 befreit zu bleiben; in seinem Vergleichsvor-
jahr 2015 hat er ja sogar die alten, niedrigeren Schwellenwerte unterschrit-
ten. Lag jedoch ein Einzelkaufmann bislang bei jshrlichen UmsatzerlÇsen
von z. B. 550.000A und JahresÅberschÅssen von z. B. 55.000A, so war er
bislang nicht befreit. Er beurteilt nun das Geschsftsjahr 2016 und das Ver-
gleichsvorjahr 2015 nach den neuen Schwellenwerten. Die Rechtsfolge der
Befreiung tritt dann fÅr das Geschsftsjahr 2017 erstmals ein. Z.T. wird
auch die Auffassung vertreten, es reiche fÅr das zweite Geschsftsjahr (im
Beispiel 2016) eine Åberschlsgige Rechnung aus, so dass die Rechtsfolge
der Befreiung schon fÅr 2016 in Anspruch genommen werden kÇnne (vgl.
Winkeljohann/Lawall Beck’scher Bilanz-Kommentar, 9. Aufl. 2014, § 241a
Rz. 8; a. A. RXtke, BBK 2010, S. 951, 953 sowie Hoffmann/LÅdenbach, NWB-
Kommentar Bilanzierung, 6. Aufl. 2015, § 241a Rz. 2 jeweils mit der BegrÅn-
dung, dass Prognosen/Åberschlsgige Rechnungen vom Wortlaut nicht ge-
deckt sind und vor allem bei sich dann ggf. doch ergebender BuchfÅhrungs-
pflicht diese zeitnah gar nicht mehr mÇglich ist und insoweit ein Verstoß
gegen GoB vorlsge).

4 qnderung auch des § 141 AO. Parallel zu der Anhebung der Schwellenwerte
in § 241a Satz 1 HGB werden durch das BÅrokratieentlastungsgesetz auch
die Grenzwerte UmsatzerlÇse und Gewinn aus Gewerbebetrieb in § 141
der Abgabenordnung (AO) von 500.000A/50.000A auf
600.000A/60.000A angehoben.

§ 241a Befreiung von der Pflicht zur BuchfÅhrung und Erstellung eines Inventars
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Zweiter Unterabschnitt: ErÇffnungsbilanz; Jahresabschluss

Erster Titel: Allgemeine Vorschriften

§ 242 Pflicht zur Aufstellung

(1) 1Der Kaufmann hat zu Beginn seines Handelsgewerbes und fÅr den
Schluss eines jeden Geschsftsjahrs einen das Verhsltnis seines Ver-
mÇgens und seiner Schulden darstellenden Abschluss (ErÇffnungsbilanz,
Bilanz) aufzustellen. 2Auf die ErÇffnungsbilanz sind die fÅr den Jahres-
abschluss geltenden Vorschriften entsprechend anzuwenden, soweit sie
sich auf die Bilanz beziehen.

(2) Er hat fÅr den Schluss eines jeden Geschsftsjahrs eine GegenÅberstellung
der Aufwendungen und Ertrsge des Geschsftsjahrs (Gewinn- und Verlust-
rechnung) aufzustellen.

(3) Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung bilden den Jahres-
abschluss.

(4) 1Die Absstze 1 bis 3 sind auf Einzelkaufleute im Sinn des § 241a nicht an-
zuwenden. 2Im Fall der NeugrÅndung treten die Rechtsfolgen nach Satz 1
schon ein, wenn die Werte des § 241a Satz 1 am ersten Abschlussstichtag
nach der NeugrÅndung nicht Åberschritten werden.

§ 243 Aufstellungsgrundsatz

(1) Der Jahresabschluss ist nach den Grundsstzen ordnungsmsßiger Buch-
fÅhrung aufzustellen.

(2) Er muss klar und Åbersichtlich sein.

(3) Der Jahresabschluss ist innerhalb der einem ordnungsmsßigen Ge-
schsftsgang entsprechenden Zeit aufzustellen.

§ 244 Sprache; Wfhrungseinheit

Der Jahresabschluss ist in deutscher Sprache und in Euro aufzustellen.

§ 245 Unterzeichnung
1Der Jahresabschluss ist vom Kaufmann unter Angabe des Datums zu unter-
zeichnen. 2Sind mehrere persÇnlich haftende Gesellschafter vorhanden, so
haben sie alle zu unterzeichnen.

Teil B – HGB
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